
Fur das Nachschlagewerk1 ja
Fur die Fachpresse1 ja
Für die amtliche Sammlung1 Nein.

L ft. JULIUK 10?

Gesetz BGB § 242 Ruhegehalt, § 242 Geschäftsgrundlage,
§§ 414, 415, 613a, Einkommensteuer-Richtlinien 
Abschnitt 41, Konkursordnung §g 1 ff,, §§61, 146,
ZPO § 240

Leitsätze
1 Der Inhaber einer Emzelfirma haftet für eine Versor­
gungszusage, die ein früherer Firmeninhaber erteilt und er 
übernommen hat, nicht nur mit seinem Firmenvermogen, sondern 
auch mit seinem gesamten sonstigen Vermögen Notlage und 
hbeischuldung des Firmenvermogens allem können desnalb eine 
\erfceigerung der Ruhegeldzahlungen nicht rechtfertigen, so­
lange der Firmeninhaber die VersorgungsZahlungen aus seinem 
Pn\atvermogon leisten kann (Bestätigung von BAG 17, 531
[355j = AP Nr 104 zu § 242 BGB Ruhegehalt [zu II 1 der Grunde])
2 Sieht eine Versorgungszusage eine Kürzung oder Einstel­
lung aer Veisorgungsbezuge vor, falls die bei der Erteilung 
gegebenen allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse sich 
nachhaltig so 1 esentlich andern, daß dem Arbeitgeber die 
Aufrechtorhaltung der zugesagten Leistungen auch unter Be­
achtung der Belange des Arbeitnehmers nicht mehr zugemutet
1 erden kann ^allgemeiner wirtschaftlicher Vorbehalt), so 
eilaubt dieser Vorbehalt eine Kürzung oder Leistungsver- 
wexgerung des Aibeitgebers nur dann und in dem Umfang, uie 
es zur Rettung des Jnternehmers unerlaßlicn erscheint Es 
geluen auch m  einem solchen Falle sinngemäß die Grundsätze, 
die der Senat m  dem zur Veröffentlichung in der Amtlicnen 
Sammlung des Gerichts Destimmten Urteil vom 10 Dezemoer 19/^
- 3 «iZR 190/71 - 4P Nr 154 zu § 242 BGB Ruhegehalt - auf ge­
stellt hat
3, Der in Leitsatz 2 erwähnte allgemeine wirtscnaftlicne 
Vorbehalt kann dann kein Leistungsver /eigerungsrec rc des Ar­
beitgebers rechtfertigen, v̂ enn das Unternehmen m  Konkurs 
geraten ist (Bestätigung des zur Veröffentlichung m  cer Amt­
lichen Sammlung des Gerichts bestimmten Urteil des Senats vom 
16 Marz 1 9 7 2 - 3  *ZR 191/71 - AP Nr 9 zu S 6" KO/

Aktenzeichen 5 AZR 481/71
Ui teil aes BAG vom 8 Juli 1972 jjAG Ramm
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3_AZR 481 /71  
2 Sa 382/71 Hamm
Urteilstenor zugestellt 
am 8® Juli 1972
gez Sung,
Regierungshauptsekretar 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

ImNwnen

T vi Q

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs 2 ZPO in der Sitzung vom ? Juli 1972 durch den Senats- 
Präsidenten Professor Dr Stumpf, die Bundesrichterin Pro­
fessorin Dr Hilger und den Bundesrichter Dr® Thomas some 
aie Bundesarbeitsrichter Handrack und Meyer für Recht er-
kannt l*

1 Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des 
Bandesarbeitsgenchts Hamm vom 1 Oktober 1971
- 2 Sa 382/71 - aufgehoben®

2 Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch uegen der Kosten der Revision, 
an das Landesaibextsgericht auruckverwxesen
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Die Klägerin nimmt die Beklagte auf Ruhegeld m  An­
spruch

Die Beklagte ist ein Unternehmen der Textilindustrie 
Allcininhnber war bis 1970 der Kaufmann V/ S ,
er v ar außerdem zusammen mit seiner Ehefrau Gesellschafter 
der Tirma E V GmbH» Zum 1. Mai 1970 ubertrug
Herr b gegen eine monatliche Rente von 4„000,— DM
beide Firmen auf den jetzigen Inhaber der Beklagten, den 
Wirtschaftsberater Professor L B

Die Klägerin war vom 4. Februar 1924 bis zum 31 Marz 
1969, mithin 43 Jahre lang, bei der Beklagten beschäftigt, 
zuletzt als Meisterin Am 1 April 1969 trat sie nach er­
reichter Altersgrenze m  den Ruhestand und erhielt von der 
Beklagten bis einschließlich Juni 1970 ein monatliches 
Ruhegold von 200,— DM» Die Zahlung beruhte auf einer schrift- 
liehen Versorgungszusage vom 20» Dezember 1959? in der es 
u a, heißt

"In Anerkennung Ihrer bisherigen Leistungen und im 
Vertrauen darauf, daß Sie uns auch weiterhin die 
Treue halten, geben wir Ihnen für Ihre Alters-, 
Invaliden- und Hmterbliebenenversorgung folgende 
Zusage
1 Altersversorgung
Kenn Sie am 1 Aonl 1969 noch m  unseren Diensten 
stehen und danach aus der Firma ausscneiden, zahlen 
wir Ihnen eine Altersrente T*on monatlich 200,— DK
e  4  ö

2 _Änderung oder Aufhebung der Versorgung^Zusage
Uir haben bei Erteilung der VersorgungsZusage axe 
derzeitigen allgemeinen, wirtschaftlichen una oe- 
tneblichen Verhältnisse zugrunde gelegt. Andern 
sich aiese Verhältnisse nachhaltig so wesentlich, 
daß unserer Firma die Aufrechterhaltung der zuge-* 
sagten Leistungen auch unter objektiver Beachtung 
Ihrer Belange nicht mehr zugemutet werden kann, so 
sinn wir zur Kürzung oder Einstellung der Ver­
sorgungsleitungen berechtigt. . "

- 5
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Außer der Klägerin erhielten zwei weitere frühere 

Arbeitnehmerinnen ein monatliches Ruhegeld m  Hohe von 
90j-- und 150,—  HM monatlich«

Unter dem 3 Juli 1970 schrieb der jetzige Inhaber 
der Beklagten der Klägerin, ebenso wie den beiden anderen 
Pensionärinnen, folgendes

”, die U Werkstätten
V s /^beklagte Firma 7 sind mit
Wirkung vom 1, Iiai 1970 in meineh“Besitz uber­
gegangen
Aufgrund dieser nachhaltigen und wesentlichen Ver­
änderungen der oetrieblichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse kundige ich hiermit die Ihnen basher 
ge\ ahrte Altersversorgung mit sofortiger Wirkung 
una beziehe mich hierzu auf Punkt 9 der auch von 
Ihnen anerkannten VersorgungsZusage vom 20 Dezember 
1959 "

Hit der Klage wehrt sich die Klägerin gegen die Kündi­
gung der VersorgungsZusage und begehrt Zahlung des Ruhe­
geldes für aie Monate Juli 1970 bis April 1971» Sie hat be­
antragt ,

1 festzustellen, daß die Kündigung vom 3- Juli 1970 
der Versorgungszusage vom 20 Bezember 1959 reents- 
unwirksam ist,

2, aie Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin 
2 000,— HM nebst 4 % Zinsen seit Kl age Zustellung 
zu zahlen.

Hie Beklagte hat gebeten, die Klage abzuuexsen
Das Aibeitsgencht hat der Klage entsprochen. Die 

Beklagte hab behauptet, sie habe nacn Zustellung des erst­
instanzlichen Urteils ihren Betrieb emstellen und die 
zuletzt noch bei ihr tätigen 34 Betriebsangehörigen ent­
lassen müssen

Das Landesarbeitsgericht hat ils^ann auf die Berufung 
der Beklagten die Klage abgewiesen

Mit der Revision erstrebt die Klägerin die /lederner- 
Stellung des erstinstanzlichen Urteils,

-  4. -
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Entscheidungsgrunde

I Das Landesarbextsgericht ist mit Hecht davon ausge- 
gangen, daß der jetzige Inhaber der Beklagten für die Ver­
pflichtungen. aus der Versorgungszusage haftet«

2fach den Feststellungen des Berufungsgerichts hat der 
jetzige Inhaber der Beklagten den Betrieb zum 1. Mai 1970 
"mit allen Hechten und Pflichten" von dem früheren Inhaber 
übernommen. Folglich ist auch die Pensionsverpflichtung 
gegenüber der Klägerin aus der VersorgungsZusage vom 20« 
Dezember 1959 auf ihn ubergegangen, gleichgültig ob der 
jetzige Inhaber der Beklagten anstelle des früheren In­
habers (§ 4-14- BGB) oder ob er neben ihm haftet« Die bei 
einer befreienden Schuldubernahme nach § 4-15 Abs. 1 BGB 
erforderliche Genehmigung der Klägerin liegt in der Annahme 
der Zahlung sowie dann, daß sie den jetzigen Inhaber ver­
klagt.

Die Beklagte hat in der Revisionsinstanz vorgetragen, 
die dem Kaufvertrag vom 1. Mai 1970 zu Grunde gelegte Er­
öffnungsbilanz habe keine Rückstellungen für Fensionsver- 
pflichtungen enthalten. Der Inhaber der Beklagten habe des­
halb davon ausgehen müssen, daß keine Pensionsverpflichtungen 
bestanden« Dieser Vortrag ist als neuer Tatsachenvortrag vom 
Senat nicht zu berücksichtigen (§ 561 Abs» 1 ZPO).

Um die weitere Behandlung des Rechtsstreits zu er­
leichtern, weist der Senat vorsorglich darauf hin, daß es 
darauf nicht ankoramt Pensionslasten sind heute so ver­
breitet, daß jeder, der einen Betrieb mit Belegschaft über­
nimmt, sich danach erkundigen muß.

Schließlich ist der jetzige Inhaber der Beklagten auch 
selbst davon ausgegangen, daß er für die Pensionszahlungen 
einzustehen habe Andernfalls hatte er keinen Anlaß gehabt, 
am 5 Juli 1970 das Kunaigungsschreiben zu versenden«
II Das angefochtene Urteil kann jedoch aus folgenden Grund 
keinen Bestand haben
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1 Das Landesarbeitsgericht hat nur die schlechte wirt­
schaftliche Lage der beklagten Firma erörtert mit dem Er- 
gebnis, daß es die "Kündigung'' der VersorgungsZusage wegen 
Überschuldung des Firmenvermogens für gerechtfertigt er­
achtet hat»

Die Beklagte ist jedoch eine Emselfirraa, das heißt, 
sie ist nur der Name, unter dem ihr Inhaber seine Geschafbe 
betreibt und unter der er klagen und verklagt werden kann 
(§17 HGB)

Verpflichtet aus der Versorgungsausage ist deshalb der 
Firmeninhaber, der mit seinem ganzen Vermögen haftet "BAG 
17, 331 /"*355_J7 = AP Nr 104- zu § 24-2 BGB Ruhegehalt zu 
II 1 der Grunde_7) Die Notlage der Beklagten und die Über­
schuldung des Firmenvermogens allem können deshalb eine 
Verweigerung der RuhegelaZahlungen nicht rechtfertigen, so­
lange nicht feststeht, daß der jetzige Inhaber die Ver~ 
sorgungsZahlungen nicht aus seinem sonstigen Vermögen 'Privat- 
vermögen und GmbH-Anteil) leisten kann
2 Der jetzige Inhaber der Beklagten hat am 3- September 
1971 Konkursantrag gestellt» Die Eröffnung des Konkursver­
fahrens ist ausweislich der vom Senat beigezogenen Konkurs- 
akten (5 N 11/71 Amtsgericht Schiwelm) durch rechtskräftigen 
Beschluß vom 20 September 1971 abgewiesen worden, weil eine 
die Kosten des Verfahrens deckende Nasse nicht vorhanden
war Aus den Akten ergibt sich, daß seither ein neuer Konkuxa- 
antrag gestellt wurde»

Nach den Akten 3 N 11/71 Amtsgericht Schwelm erscheint 
es nicht ausgeschlossen, daß auch m  diesem Konkuisverfahren 
veisehentlich nur das Vermögen der beklagten Firma and ment 
das Gesamtvermogen des Schuldners berücksichtigt worden t st 
Dem Senat ist auch nicht bekannt, was auf den zweiten Xonxura 
antrag h m  geschehen ist»
3 Wegen aer hiernach bestehenden Unklarheit mußte das an- 
gefoclitene Urteil aufgehoben und der Rechtsstreit an die 
V01mstanz zuruckverwiesen werden
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III Zur werteren Verhandlung des Rechtsstreits weist der 
Senat auf folgendes hin«.
1a In seinem Urteil vom 10 Dezember 1971 hat der Senat 
die Grundsätze dargelegt, die für den Rail einer Ver­
weigerung von Versorgungsleistungen wegen wirtschaftlicher 
Notlage des Arbeitgebers zu beachten sind (3 AZR 190/71 “
AP Nr 154- zu § 24-2 BGB Ruhegehalt £~zu III 2 a der Grunde_J/3 
auch zur Veröffentlichung m  der Amtlichen Sammlung des 
Bundesarbeitsgenchts vorgesehen) Diese Grundsätze sind 
auch für den vorliegenden Rechtsstreit maßgeblich-
a) Der jetzige Fall unterscheidet sich von jenem Fall da­
durch, daß die VersorgungsZusage im Fall vom 10- Dezember 1971 
vorbehaltlos gegeben war- Die Versorgungszusage der Klägerin 
enthalt in Ziffer 9 einen Vorbehalt nach dem Rüster aus Ab- 
schnitt 4-1 der Einkoiuinensteuerrichtlinxen, dieser Vorbehalt 
sieht eine Kürzung oder Einstellung der Versorgungsbezuge vor, 
falls die bei Erteilung der Zusage herrschenden allgemeinen 
wirtschaftlichen Verhältnisse sich nachhaltig so wesentlicn 
andern, daß der Firma die Aufrechterhaltung der zugesagten 
Leistungen auch unter objektiver Beachtung der Belange aer 
Klägerin nicht mehr zugemutet werden kann-

Dieser Unterschied wirkt sich jedoch, wie im angefochtenen 
Urteil mit Recht gesagt wird, praktisch nicht aus- Der sog- 
1 allgemeine v/irt schaft liehe Vorbehalt" druckt nur klar st ell end 
das aus, was nach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeits-
genchts und den m  der Wissenschaft seit langem erarbeitete /̂
Rechtssatzen auf Grund von § 24-2 BGB auch da Geltung bean­
sprucht, wo ein solcher Vorbehalt nicht ausdrücklich m  aem 
Versorgungsversprechen enthalten ist (vgl das Urteil vom 
10 Dezember 1971 zu III 2 der Grunde)-

Der Vorbehalt erlaubt eine Kürzung oder Leistungsver- 
weigenmg nicht schon, wie vielfach irrtümlich angenommen 
wird, bei einer nachhaltigen \*esentlichen Verschlechterung 
der wirtschaftlichen Situation Vielmehr müssen zunächst bxe 
Inte-.essen beider Parteien unter objektiver Leacntung aer

- 7 -
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Belange auch der Klägerin gegeneinander abgewogen werden 
Erst wenn diese luteressenabwagung die Unzumutbarkeit der 
Leistung ergibt, darf ein Leistungsverweigerungsrecht in 
Betracht gezogen werden*
b) Bei dieser Interessenabwagung fallt auf Seiten der 
schon im Buhe st and loboaden Klägerin ins Geuicht, daß sie 
infolge ihres Alters nicht mehr m  der Lage ist, einen Ein*» 
kommensverlust durch eine Erwerbstatigkeit auszugleichen*
Da sie die Versorgungszusage zehn Jahre vor ihrem Aus­
scheiden - nach 55-jahnger Betrxebszugehorigkeit - er­
halten hatte, durfte sie ihren Lebenszuschnitt entsprechend 
bemessen, das laßt sich mit steigendem Alter nur noch unter 
großen Schi lengkeiten rückgängig machen Die Klägerin 
brauchte sich nicht darauf einzurichten, daß sie nur mit 
ihrer gesetzlichen Bente auskommen müsse Sie brauchte cbee 
umso weniger, als sie der Firma ein ganzes ArbeitsJeben 
hindurch die Treue gehalten und sich dadurch, die Altersrente 
eraient hatte„ Alles dies fuhrt zu einem gesteigerten Ver­
trauensschutz, der den Versorgung schuldenden Arbeitgeber 
verpflichtet, auch unter Einsatz seines etwaigen Privatver- 
mogens seine Kräfte bis aufs äußerste anzuspannen um die 
zugesagte Altersversorgung zu leisten*

Auf der anderen Seite muß die Klägerin dann ein Opfer 
bringen, \ enn die Firma unter der Versorgungslast zusammen^ 
zubrechen aroht Der Bestand des Unternehmens markiert die 
OofcEgtenze für beiae Teile, denn von deren Ertragen sollen 
schließlich nicht nur der Inhaber, sondern auch die Klägerin 
sowie die übrigen Pensionäre und Arbeitnehmer leben

Alles dies gilt für das vorbehaltlose Versorgungsver­
sprechen ebenso xvie für die Versorgungszusage der Klägerin 
unter Berücksichtigung des Vorbehalts in Ziffer 9
2 a) In dem Urteil vom 10 Dezember 1971 hat aer Senat m  
Übereinstimmung mit der bis dahin nerrschenden Lenre ausge^ 
fuhrt, daß dem Pensionär Zugeständnisse jeweils nur m  dem

- 8 7
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Umfang zugemutet werden dürfen, wie sie zur Rettung des 
Unternehmens unerläßlich erscheinen* Das bedeutet, daß 
zunächst nur vorläufige Maßnahmen m  Betracht kommen* In 
der Regel wird nur eine Stundung, allenfalls eine be­
fristete Kürzung zu erwägen sein Eine endgültige Zahlungs­
einstellung, wie sie die Beklagte offenbar mit ihrer "Kündi­
gung vom 3 Juli 1970 erreichen wollte, wurde das zulässige 
Maß überschreiten
b) Der Senat konnte aber nicht schon deshalb die "Kündi­
gung" für unwirksam erklären Es bleibt vielmehr dem Landes­
arbeitsgericht uberlassen, im kege der Auslegung zu klaren, 
ob nicht diese 'Kündigung" so zu verstehen ist, daß die Be­
klagte eine Leistungsbeschiankung im hochstzulässigen Umfang 
erreichen wollte*

Auf den auch von der Revision auf gegriffenen Streit 
darüber, ob eine Fensionszusage gegenüber dem Pensionär 
überhaupt gekündigt werden kann, kommt es dabei nicht an 
(vgl dazu BAG 20, 298 jTJ00 f*J7 = AP Ur, 2 zu § 119 BGB 
^“zu X 1J  mit Anm von A Hueck /"zu 1„7*, jeweils mit 
i oitoicn %ach\ eisen) Auch wer mit A Hueck eine Kündigung 
des Pensionsverhaltnisses als Dauerschuldverhaltnis für 
zulässig halt, erkennt an, daß es neben der Kündigung als 
Beseitigung des ganzen Ruhestandsverhaltnisses auch eine 
teilweise oder zeitweise Verweigerung der Ruhegeldzahlungen 
geben kann kur eine solche teilweise Leistungsverweigerung 
kann hier nach dem bisher festgestellten Sachverhalt erwogen 
uoia.cn
3 Im übrigen muß sich die Entscheidung danach richten, 
wie sich die Dinge inzwischen entwickelt haben*
a) Palls der Konkurs über das Vermögen des Inhabers der 
Beklagten eröffnet worden ist, dürfen die Versorgungsan- 
spruche der Klägerin nicht vorweg beschnitten werden* Jede 
Beschränkung der Rechte der Klägerin kamen m  einem solchen 
Pall nicht mehr dem Unternehmen zugute, sondern nur den 
übrigen Gläubigern, im Verhältnis zu den übrigen Gläubigern
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ist die Klägerin aber zu Opfern nicht verpflichtet Das hat 
der Senat m  seinem Urteil vom 16« Marz 1972 /“zu I 4 c der 
Grunde^ naher dargelegt» worauf hiermit verwiesen wird 
(3 AZR 191/71 /“demnächst^/ AP Nr 9 zu § 61 KO, auch zur 
Veröffentlichung m  der Amtlichen Sammlung des Gerichts vor­
gesehen) „

Im Pall der Konkurseröffnung ware allerdings dieser 
Rechtsstreit nach § 240 ZPO zunächst unteibrochen Über die 
Klageforderung ware nach Maßgabe von § 146 KO zu ent schei den,.
b) Wenn der Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens 
mangels Masse wiederum abgewiesen worden und der Betrieb 
geschlossen voiden ist, gilt nichts anderes, falls nicht 
besondere Umstande eine andere Entscheidung gebieten« Auch 
m  einem solchen Fall werden im allgemeinen die Versorgungs- 
anspruche der Klägerin vor allem m  Konkurrenz mit anderen 
Glaubigennteressen stehen« Es gibt keinen Grund, die
Kl i-gcrin hier von vornherein auszuschalten«
c) In beiden Fallen war möglicherweise am 3- Juli 1970, 
als die Beklagte die VersorgungsZusage "kündigte", die 
spatere Entwicklung noch nicht voiauszusehen« Es ist des­
halb denkbar, daß nach dem damaligen Stande, rückblickend 
betrachtet, eine Rettung des Unternehmens noch nicht hoff­
nungslos erschien, so daß man der Klägerin eine Stundung 
oaer befristete Kürzung zumuten durfte« Dabei konnte es 
sich aber nur um vorläufige Maßnahmen nandeln (oben zu 
III 2 a)« Stellt sich spater heraus, daß das Unternehmen 
trotz dieser Opfer nicht zu retten war, leben die Versor- 
gungsansoruche der Klägerin m  vollem Umfang wieder auf
4 Für aen Fall, daß die Beklagte inren Betrieb aufrecht­
erhalten konnte, muß sich die Entscheidung nacn den Grund­
sätzen des zu III 1 genannten Urteils vom 10 Dezember 1971 
richten
a) Dorr ist ausgefuhrt, daß der Versorgung schuldende 
Aibeitgeber die Voraussetzungen eines Leistungsverweigerungs-
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rechts im Einzelfall mit den Mitteln der modernen Betriebs­
wirtschaft prüfen und dem Gericht nachweisen muß« Dabei hat 
der Senat verlangt, daß eine Betriebsanalyse vorgelegt und 
ein Sanierungsplan ausgearbeitet wird,
b) Gotz Hueck halt dem m  seiner Urteilsbesprechung AP 
Nr„ 154 zu § 242 BGB .Ruhegehalt au 3 c, aa__7) entgegen, 
daß diese Grundsätze Reine generelle Geltung beanspruchen 
durften und daß sie, je nach Lage des Palles, vor allem 
wegen der damit verbundenen Kosten unangemessen erscheinen 
können Dem will der Senat sich nicht verschließen, es muß 
m  dei Tat ein vernünftiges Verhältnis zwischen Aufwand und 
zu enaitondem Ergebnis bestehen Der Senat halt aber daran 
fest, daß eine Beschneidung der Versorgungsanspruche eine 
für den betreffenden Rentner derart harte Maßnahme ist, daß 
die Voraussetzungen so sorgfältig wie nur irgend möglich ge­
prüft und dem Gericht •vollständig offengelegt und nachgewiesen 
werden müssen* Sind die Verhältnisse für das Gericht nicht zu 
überblicken, durfte eine Betriebsanalyse nicht zu entbehren 
seina
c) Auch der xm Urteil vom 10 Dezember 1971 geforderte 
Sozialplan wird zwar grundsätzlich, jedoch nicht ausnahmslos 
zu "voilangen sein« In jedem Pall gilt aber, daß nicht nur die 
Lage aes Arbeitgebers zu bedenken ist, sondern zugleich aie 
Auswirkungen für die Klägerin und andere von den Sanxerungs- 
maßTiahmen betroffene Belegschaftsangehörige und daß alle sicn 
bietenden Möglichkeiten genutzt werden müssen, um aie Karten/ 
zu mildern Das ist im übrigen gemeint, wenn in Ziffer 9 der 
VeisorgungsZusage die “objektive Beachtung der Belange der 
Klägerin“ vorausgesetzt wird«

gez« Dr Stumpf Dr« Hilger Bundesrichter 
Dr Tnoinas ist 
wegen Urlaubs

Meyer Bundesarbeitsrichter 
Handrack ist wegen 
eines längeren Urlaubs
nicht erreichbar und 
dadurch an der Unter­
schrift verhindert

ortsab ;esend und 
dadurch an der 
Ünte schnft ver­
hindert
Qr„ Stumnf

Dr Stumpf
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